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Verbraucherschutz im Falie von außerhalb von Geschäftsräumen abgeschlossenen 
Verträgen (Haustürgeschäfte) 


Der Bundesminister der Justiz - 9310/37 - 18 148/81 - hat mit 
Schreiben vom 26. Oktober 1981 die vorgenannte Kleine Anfrage 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen, dem 
Bundesminister für Wirtschaft und dem Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung wie folgt beantwortet: 


1. Teilt die Bundesregierung die Notwendigkeit für eine Regelung 
des Bereichs der Haustürgeschäfte auf der Ebene der Europäischen 
Gemeinschaften? 

Die Bundesregierung hält eine Regelung der Haustürgeschäfte 
auf der Ebene der Europäischen Gemeinschaften für wünschens- 
wert. Sie ist sich darin mit den meisten anderen Mitgliedsstaaten 
einig, die ebenfalls eine europäische Regelung befürworten. Vor- 
behalte bestehen derzeit nur noch bei einem Mitgliedsstaat. 


2. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, wieviel 
grenzüberschreitende Geschäftsabschlüsse im Bereich von Haus- 
türgeschäften getätigt werden, wodurch der Wettbewerb innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaften durch die bestehenden unter- 
schiedlichen gesetzlichen nationalen Vorschriften berührt wird, 
und wie sich die bestehenden Unterschiede mittelbar oder unmit- 
telbar auf das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes aus- 
wirken? 


Angaben über die Zahl grenzüberschreitender Geschäftsab- 
schlüsse können nicht gemacht werden. Das Volumen der 
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Geschäfte, die unter dem Begriff „Haustürgeschäfte" verstanden 
werden und die zugleich in dem Sinne „grenzüberschreitend" 
sind, daß sie Beziehungen zu fremden Rechtsordnungen aufwei- 
sen, kann jedenfalls nicht gering veranschlagt werden. Zu denken 
ist in diesem Zusammenhang an die „Kaffeefahrten", die ins 
benachbarte Ausland unternommen werden; dabei werden in der 
Regel Bestellungen auf die bei solchen Gelegenheiten angebote- 
nen Waren während des Aufenthalts an dem im Ausland gelege- 
nen Zielort entgegengenommen. Hinzuweisen ist auch darauf, 
daß ein bedeutendes deutsches Direktvertriebsunternehmen im 
Jahre 1980 6 978 im Außendienst eingesetzte Mitarbeiter hatte, 
von denen nicht weniger als 3 340 im Ausland eingesetzt waren. 
Es ist auch beobachtet worden, daß in bestimmten Ferienorten des 
Mittelmeerraumes kommerzielle Werbeveranstaltungen in Hotels 
durchgeführt werden, um Touristen, die dort einen Auslandsur- 
laub verbringen, anzusprechen und zum Kauf von Waren zu 
veranlassen. 

Aus dem Gefälle nationaler Verbraucherschutzvorschriften erge- 
ben sich unterschiedliche Kostenrisiken für Unternehmer. Dies ist 
gleichbedeutend mit ungleichen Wettbewerbsbedingungen 
innerhalb der Europäischen Gemeinschaften. Solche Ungleichheit 
kann das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes beeinträchti- 
gen. Diese Gefahr wird künftig noch dadurch verstärkt werden, 
daß nach Artikel 5 des EG-Übereinkommens über das auf vertrag- 
liche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht vom 19. Juni 1980 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft L 266 vom 9. Oktober 
1980), dessen Ratifikation die Bundesregierung beabsichtigt, 
zwingende verbraucherschutzrechtliche Vorschriften des Rechts 
des gewöhnlichen Aufenthalts auch auf grenzüberschreitende 
„Verbraucherverträge" Anwendung finden. Auch im Hinblick auf 
die international-privatrechtliche Problematik grenzüberschrei- 
tender Haustürgeschäfte liegt daher eine Harmonisierung der 
Verbraucherschutzregelungen nahe, die diese Vertriebsform 
betreffen. Der Verbraucherschutz gehört zu den Rahmenbedin- 
gungen des Gemeinsamen Marktes, deren Harmonisierung nach 
Maßgabe des Artikels 100 EWG-V statthaft und geboten ist. 


3. Sind der Bundesregierung für den Bereich von Haustürgeschäften 
in größerem Umfang Mißbräuche bekanntgeworden, die eine 
gesetzliche Regelung für den Bereich des nationalen Rechts oder 
des Rechts der Europäischen Gemeinschaften erforderlich ma- 
chen? 

Fälle, in denen das Vorgehen von Firmenvertretern beim 
Abschluß von Haustürgeschäften zu Beanstandungen Anlaß bot, 
sind in größerer Zahl bekanntgeworden. Hierzu nennt die Bun- 
desregierung die von der Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher 
e.V. (AgV) im Jahre 1978 herausgegebene Dokumentation 
„Haustürgeschäfte" und das „Schwarzbuch über Kaffeefahrten" 
(1972), das von der Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhan- 
dels herausgegeben wurde. 
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4. Bietet Artikel 100 des EG-Vertrages nach Auffassung der Bundes- 
regierung für den Bereich von Haustürgeschäften eine ausrei- 
chende Ermächtigungsgrundlage zur Harmonisierung der nationa- 
len Vorschriften? 

Die Bundesregierung bejaht diese Frage. Wie schon in der Ant- 
wort auf Frage 2 dargelegt ist, bestehen für den Bereich der 
Haustürgeschäfte in der Europäischen Gemeinschaft unterschied- 
liche Wettbewerbs- und Verbraucherschutzbedingungen, deren 
Harmonisierung zum Funktionieren des Gemeinsamen Marktes 
unmittelbar beiträgt. 


5. Bieten die bereits bestehenden Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs, des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, des 
Abzahiungsgesetzes, der gewerberechtlichen Vorschriften über 
das Reisegewerbe und der strafrechtlichen Vorschriften des Straf- 
gesetzbuches nach Auffassung der Bundesregierung für den 
Bereich von Haustürgeschäften keinen genügenden Schutz des 
Verbrauchers? 


Nach heute weitverbreiteter, auch vom Bundesrat mehrfach 
bekräftigter Auffassung 

Gesetzesinitiative des Bundesrates Drucksache 384/75 (Be- 
schluß), Drucksache 730/76 (Beschluß), Entschließung Druck- 
sache 278/81 (Beschluß) 

ist es geboten, den Verbraucher, dem ein Vertragsabschluß in 
seiner Wohnung, an seinem Arbeitsplatz oder unter ähnlichen 
Umständen angetragen wird, nach dem Vorbild des § 1 b des 
Abzahlungsgesetzes - in der Fassung des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Abzahlungsgesetzes vom 15. Mai 1974 (BGBl. I 
S. 1169) - eine Überlegungsfrist in Form eines befristeten Wider- 
rufsrechts einzuräumen. Das Widerrufsrecht soll auch für Haustür- 
geschäfte gelten, die keine Abzahlungsgeschäfte im Sinne des 
Abzahlungsgesetzes sind. Insoweit würde das angestrebte Wider- 
rufsrecht für Haustürgeschäfte die Schutzvorschriften des Abzah- 
lungsgesetzes sinnvoll ergänzen. 

Das mit dem Widerrufsrecht für Haustürgeschäfte angestrebte 
Ziel läßt sich auf der Grundlage des geltenden Rechts für die 
Ebene der Europäischen Gemeinschaften, aber auch für den 
nationalen Bereich nicht erreichen. Die in der Frage angesproche- 
nen Vorschriften des Privatrechts, des Wettbewerbsrechts sowie 
des Gewerbe- und Strafrechts beschränken sich im wesentlichen 
darauf, ein zu mißbilligendes Verhalten des Gewerbetreibenden 
oder Reisevertreters - etwa Täuschung, Betrug, unlautere Wettbe- 
werbsmethoden - zu sanktionieren und scheitern in ihrer prakti- 
schen Anwendung oft an Beweisschwierigkeiten. Die Bedeutung 
des Widerrufsrechts für Haustürgeschäfte erschöpft sich indessen 
nicht in einer Absage an vorkommende fragwürdige oder zu 
mißbilligende Verkaufspraktiken. Das Widerrufsrecht dient auch 
dem positiven Ziel, in größerem Umfang als das geltende Recht 
den wirklichen Willen der Vertragsschließenden zur Grundlage 
vertraglicher Bindung zu machen. 
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6. Bestehen nach Auffassung der Bundesregierung verfassungsrecht- 
liche Bedenken gegen eine Beschränkung von Haustürgeschäften 
durch die Einführung eines allgemeinen Widerrufsrechts und 
andere Erschwernisse im Hinblick auf den Grundsatz der Vertrags- 
freiheit und die Freiheit der Berufsausübunq (Artikel 12 Abs. 1 
GG)? 

Die Bundesregierung verneint diese Frage. Wenn ein Verbrau- 
cherrechtsgeschäft erst nach Ablauf einer Überlegungsfrist bin- 
dend wird, ist erhöht Gewähr dafür geleistet, daß es vom wirkli- 
chen Willen der Parteien getragen wird. Dies entspricht dem 
Prinzip der Vertragsfreiheit. Die angestrebte Widerrufsregelung 
soll den Verbraucher beim Abschluß von Haustürgeschäften vor 
Überrumpelung und Übervorteilung schützen. Ein Widerrufsrecht 
bei Haustürgeschäften wäre daher geeignet, das Vertrauen des 
Verbrauchers in die Lauterkeit dieser Absatzform zu festigen. Der 
seriöse Direktvertriebshandel, der inzwischen von sich aus ein 
vertragliches Rücktrittsrecht einräumt und damit positive Erfah- 
rungen gemacht hat, steht darum der Einführung eines gesetzli- 
chen Rücktrittsrechts für Haustürgeschäfte aufgeschlossen ge- 
genüber. 


7. Hält die Bundesregierung gegebenenfalls eine Generalklausel für 
alle außerhalb der ständigen Geschäftsräume eines Gewerbetrei- 
benden abgeschlossenen Verträge für einen sachgerechten Schutz 
des Verbrauchers als notwendig oder gibt sie einer Regelung den 
Vorzug, die Tatbestände einzeln aufzählt? 

Nach dem derzeitigen Stand der Beratungen des Richtlinienvor- 
schlags der Kommission ist vorgesehen, die „Haustürgeschäfte" 
durch eine Aufstellung von Einzeltatbeständen („Kaffeefahrt", 
Besuch des Gewerbetreibenden in der Wohnung oder am Arbeits- 
platz des Verbrauchers) zu umschreiben. Dies hat den Vorteil der 
Anschaulichkeit und erlaubt eine vergleichsweise eindeutige 
Regelung. Allerdings ist nicht zu verkennen, daß bei dieser Rege- 
lungsweise die Gefahr von Zufallsergebnissen nicht auszuschlie- 
ßen ist. So können etwa Verträge, die im Hausflur eines Mietshau- 
ses unterzeichnet werden, schwerlich anders behandelt werden 
als solche, die in der Wohnung des Verbrauchers unterzeichnet 
werden. Zumindest bei der Umsetzung der Richtlinie in inner- 
staatliches Recht wird daher zu prüfen sein, ob die Einzeltatbe- 
stände der zu erfassenden Haustürgeschäfte durch einen general- 
klauselartigen Auffangtatbestand zu ergänzen sind, der gewähr- 
leistet, daß gleichliegende Fälle nach denselben Rechtsregeln 
behandelt werden. 


8. Sollen nach Auffassung der Bundesregierung auch Haustürge- 
schäfte mit einem Widerrufsrecht versehen werden, bei denen die 
Initiative vom Verbraucher selbst ausgeht? 

Der Richtlinienvorschlag der Kommission erfaßt nach dem gegen- 
wärtigen Beratungsstand Verträge, die anläßlich eines Besuchs 
des Gewerbetreibenden beim Verbraucher in der Wohnung oder 
am Arbeitsplatz geschlossen werden, „sofern der Besuch nicht auf 
ausdrücklichen Wunsch des Verbrauchers erfolgt". Nach dieser 
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Formulierung würden die Regeln über die Haustürgeschäfte nicht 
schon deswegen unanwendbar, weil die Initiative vom Verbrau- 
cher ausgegangen ist. Dafür soll vielmehr vorausgesetzt werden, 
daß der Verbraucher den Besuch des Gewerbetreibenden „aus- 
drücklich" gewünscht hat, wofür dem Gewerbetreibenden die 
Darlegungs- und Beweislast zufallen dürfte. 


9. Sollen nach Auffassung der Bundesregierung auch Dienstlei- 
stungs- und Versicherungsverträge im Rahmen von Haustürge- 
schäften gesetzlich geregelt werden? 

Die Bundesregierung hält es im Interesse eines umfassenden 
Verbraucherschutzes grundsätzlich für wünschenswert, daß das 
Widerrufsrecht bei Haustürgeschäften auch dann Anwendung 
findet, wenn ein Dienstleistungs- oder Versicherungsvertrag 
abgeschlossen wird. Die Bundesregierung hat sich darum bei den 
Verhandlungen in Brüssel dafür eingesetzt, daß Dienstleistungs- 
und Versicherungsverträge in den Anwendungsbereich der Richt- 
linie einbezogen werden. 


10. Treffen nach den Erkenntnissen der Bundesregierung Berichte zu, 
die in einer Diskussion der Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher- 
verbände in Bonn am 20. August 1981 gemacht wurden, nach 
denen insbesondere bei angeblicher Behindertenware in besonde- 
rem Umfang mit unseriösen Geschäftsmethoden bei Haustürge- 
schäften vorgegangen werde? 


Die Bundesregierung kann die Frage nicht in dieser Allgemein- 
heit bejahen. Von einschlägigen Einzelfällen, die der Bundesre- 
gierung bekanntgeworden sind, hat sie die betroffenen Länder 
unterrichtet; diese prüfen in eigener Zuständigkeit, ob Maßnah- 
men, insbesondere strafrechtlicher Art, veranlaßt sind. 


11. Beabsichtigt die Bundesregierung entsprechend dem Vertriebsge- 
setz über Biindenware einen entsprechenden Gesetzentwurf über 
Behindertenware einzubringen oder erscheint eine allgemeine 
Regelung von Haustürgeschäften auch für diesen Bereich ausrei- 
chend? 

Die Bundesregierung hat die Berichte über unseriöse Geschäfts- 
praktiken beim Vertrieb vorgeblicher Behindertenware zur 
Kenntnis genommen und beobachtet die weitere Entwicklung in 
diesem Bereich aufmerksam. Nach dem derzeitigen Erkenntnis- 
stand erscheint ihr jedoch die Einbringung eines Gesetzentwurfs 
über Behindertenware nicht geboten, da schon das geltende 
Recht ausreichende, insbesondere auch strafrechtliche Möglich- 
keiten bietet, unlauteres und betrügerisches Geschäftsgebaren 
beim Vertrieb vorgeblicher Behindertenware effektiv zu be- 
kämpfen. 

Inwieweit die angestrebte Regelung über das Widerrufsrecht bei 
Haustürgeschäften dazu beitragen kann, den genannten Mißstän- 
den entgegenzuwirken, hängt wesentlich auch davon ab, unter- 
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halb welcher Bagatellgrenze Haustürgeschäfte auch künftig 
abgeschlossen werden können, ohne daß dem Verbraucher ein 
gesetzliches Widerrufsrecht zusteht. Diese Frage ist auch bei den 
Beratungen des Richtlinienvorschlags in Brüssel noch offen. 


12. Hält die Bundesregierung einen über den EG-Richtlinien-Vor- 
schlag hinausgehenden günstigeren nationalen Verbraucher- 
schutz aut dem Gebiet von Haustürgeschäften für erforderlich (vgl. 
Artikel 9 des EG-Richtlinien-Vorschlags)? 

Die Bundesregierung behält sich eine Stellungnahme zu dieser 
Frage vor, bis die Richtlinie vom Ministerrat verabschiedet wor- 
den ist. Erst zu diesem Zeitpunkt läßt sich übersehen, ob durch die 
Richtlinie ein hinreichender Verbraucherschutz gewährleistet ist. 


13. Wie ist der gegenwärtige Stand der Beratungen über den Vor- 
schlag für eine Richtlinie des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften im Fall von Haustürgeschäften? 

Der Richtlinienvorschlag ist im September 1981 in drei Sitzungen 
und zuletzt am 8. Oktober 1981 in einer von den Wirtschaftsrefe- 
renten der Ständigen Vertretung zusammengesetzten Arbeits- 
gruppe fachlich beraten worden. Es ist dabei gelungen, eine Reihe 
von Vorbehalten einzelner Mitgliedsstaaten zu einzelnen Rege- 
lungen des Richtlinienvorschlags auszuräumen. Die Beratungen 
sollen spätestens am 27. Oktober 1981 im Ausschuß der Ständigen 
Vertreter fortgesetzt werden. Die Bundesregierung ist bemüht, bei 
den Verhandlungen in Brüssel auch weiterhin daran mitzuwirken, 
daß die seit Jahren andauernden Beratungen über den Richtli- 
nienvorschlag möglichst bald abgeschlossen werden und der Rat 
die Richtlinie verabschieden kann. 
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